
sämtlicher Verwendungen verlangen, § 2022 BGB, soweit er
sie nicht ohnehin bereicherungsmindernd dem Wertersatz-
anspruch aus § 2021 BGB entgegenhalten kann. Die Verwen-
dungen müssen nicht auf den gerade herausverlangten Erb-
schaftsgegenstand gemacht worden sein. Es genügt, dass sie
auf irgendeinen Nachlassgegenstand oder den Nachlass ins-
gesamt gemacht worden sind oder dass sie zur Begleichung
von Nachlassverbindlichkeiten dienten. Der gutgläubige Erb-
schaftsbesitzer steht damit besser als ein gutgläubiger Besitzer
im Rahmen des Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses, weil
nicht zwischen notwendigen, nützlichen und sonstigen Ver-
wendungen unterschieden wird.

2. Anspruch des bösgläubigen/verklagten
Erbschaftsbesitzers

Der bösgläubige oder verklagte Erbschaftsbesitzer hingegen
kann Verwendungen nur nach Maßgabe des Eigentümer-Be-
sitzer-Verhältnisses ersetzt verlangen, §§ 2023, 2024,
994 ff. BGB. Er erhält Verwendungsersatz deshalb nur für
notwendige Verwendungen. Dabei ist jedoch weiter zu diffe-
renzieren, denn § 994 BGB verweist in die Vorschriften der
Geschäftsführung ohne Auftrag; hierbei handelt es sich nach
gängiger Auffassung5 um eine „teilweise Rechtsgrundverwei-
sung“, sodass zwar nicht sämtliche Voraussetzungen der Ge-
schäftsführung ohne Auftrag zu prüfen sind, es aber darauf
ankommt, ob die Verwendungen dem Interesse und dem
Willen des Erben entsprechen, § 677 BGB, oder nicht. Im
ersten Fall kann der Erbschaftsbesitzer Verwendungsersatz
verlangen, §§ 683, 667 BGB, im zweiten Fall verweist § 684
BGB auf §§ 818 ff. BGB (Rechtsfolgenverweisung), sodass es
für den Verwendungsersatzanspruch darauf ankommt, ob der
Erbe bereichert ist, § 818 III BGB; dabei ist insbesondere die
Figur der „aufgedrängten Bereicherung“ zu beachten.

3. Anspruch des deliktischen Erbschaftsbesitzers
Der deliktische Erbschaftsbesitzer unterliegt den gleichen
Maßstäben, §§ 2025, 850, 994 ff. BGB.

V. Verknüpfung der Ansprüche
Die Ansprüche des Erben auf Herausgabe und des Erb-
schaftsbesitzers auf Verwendungsersatz werden über
§§ 1000 ff. BGB miteinander verknüpft, §§ 2022 I 2, 2023 II,
2025, 850 BGB. Der Erbschaftsbesitzer hat also ein Zurück-
behaltungsrecht und kann die Herausgabe der in seinem Be-
sitz befindlichen Erbschaftsgegenstände, der Surrogate und
nach zutreffender Auffassungen auch der Nutzungen nach
§ 2020 BGB6 vom Ersatz seiner Verwendungen abhängig
machen, soweit er sie nicht ohnehin im Rahmen des § 2021
BGB bereicherungsmindernd geltend machen kann.

D. KONKURRENZEN
Ähnlich wie das Eigentümer-Besitzer-Verhältnis, das vor al-
lem der Privilegierung des gutgläubigen, unverklagten Besit-
zers dient, privilegiert das Erbe-Erbschaftsbesitzer-Verhält-
nis vor allem den gutgläubigen, unverklagten Erbschaftsbesit-
zer. Diese Privilegierung wird konkurrierenden Ansprüchen
gegenüber jedoch nicht, wie im Eigentümer-Besitzer-Ver-
hältnis, durch eine „Sperrwirkung“ gegenüber konkurrieren-
den Ansprüchen erreicht (vgl. § 993 I aE BGB), sondern
durch eine Modifikation aller konkurrierenden Ansprüche
nach den Maßstäben des Erbe-Erbschaftsbesitzer-Verhältnis-
ses, § 2029 BGB. Neben dem Erbschaftsanspruch sind also
sämtliche Ansprüche auf Herausgabe, Nutzungsersatz oder
Verwendungsersatz insbesondere aus §§ 985 ff., 1227, 861 f.,
1007, 812 ff. und 823 ff., 249 ff. BGB anwendbar. Die privile-
gierte Haftung insbesondere des gutgläubigen und unverklag-
ten Erbschaftsbesitzers kann hierdurch aber nicht verschärft
werden, denn § 2029 BGB bestimmt, dass sich auch hier die
Haftung des Erbschaftsbesitzers nach den Vorschriften über
den Erbschaftsanspruch, §§ 2019–2026 BGB, bestimmt und
die konkurrierenden Ansprüche deshalb inhaltlich modifi-
ziert werden.

5 Vgl. nur MüKoBGB/Raff, Münchener Kommentar zum BGB, 7. Aufl. 2017, § 994
Rn. 42.

6 Staudinger/Gursky, BGB, 2016, BGB § 2022 Rn. 2.
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Grundfall
Dorothea (D) wird am 1.10. 80 Jahre alt und will aus diesem Anlass noch einmal ein großes
Fest feiern. Ihr 16-jähriger Enkel Emil (E) bietet ohne Wissen seiner Eltern an, bei der
Organisation zu helfen. Daraufhin schreibt D dem E eine E-Mail und bittet ihn, bei einem
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Universität Regensburg.
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Metzger ein kaltes Buffet zu bestellen. Dazu schreibt sie, „es sollte ruhig genug für alle
sein, ich erwarte 200 Gäste“. Tatsächlich hatte D „20 Gäste“ schreiben wollen, hatte aber
eine Sekunde zu lange auf die 0-Taste gedrückt. E ist überrascht, wie groß der Bekann-
tenkreis seiner Oma ist, geht der Sache aber nicht weiter nach. Stattdessen geht er zur
Metzgerei Müller (M). Dort gibt er an, die D habe ihn beauftragt, für sie ein kaltes Buffet
für 200 Personen zu bestellen. M und E vereinbaren, dass das kalte Buffet am späten
Vormittag des 1.10. geliefert werden und D einen Gesamtpreis von 2.400 EUR (12 EUR/
Person) bezahlen soll. Der D teilt E freudestrahlend mit, dass er alles wie von ihr
gewünscht arrangiert habe.

Pünktlich liefert M das bestellte kalte Buffet bei der D an. Diese schlägt die Hände über
dem Kopf zusammen, als sie sieht, welche Mengen an Essen da kommen. Im Gespräch
zwischen M, D und E sowie E’s Eltern klärt sich der Irrtum schnell auf. D erklärt allen, sie
habe lediglich ein kaltes Buffet für 20 Personen haben wollen und könne die Bestellung des E
daher so nicht gelten lassen. Sie behält lediglich Speisen für 20 Personen und schickt den M
mit dem Rest und ohne zu bezahlen wieder weg. M besteht auf Abnahme der gesamten
verderblichen Ware, die er – was zutrifft – anderweitig nicht mehr verkaufen könne, und auf
Begleichung des vollen Kaufpreises. D will dagegen nur 240 EUR bezahlen.

Frage 1:Welche Ansprüche hat M gegen D?

Bearbeitervermerk: Gehen Sie davon aus, dass M ohne die fehlerhafte Bestellung die Speisen zum
selben Preis an andere Kunden hätte verkaufen können.

Abwandlung
Beginn wie im Grundfall, allerdings verschreibt sich D nicht und E bestellt daher ein Buffet
für 20 Personen. Da E weiß, dass seine Oma Gänsepastete besonders liebt, bestellt er eine
extra große Menge Gänsepastete, welche 2 EUR/Person kostet. Der Gesamtpreis für das
Buffet beträgt 240 EUR. Nachdem die Speisen geliefert sind, unterhält sich M noch mit D als
E hinzukommt. Er hat gerade im Radio gehört, dass bei dem größten Schlachthof der Region
Salmonellen aufgetreten sind und dass vor dem Verzehr von Gänsefleisch aus diesem
Schlachthof gewarnt wird. Daraufhin sagt D, sie wolle die Gänsepastete auf keinen Fall
behalten und diese auch nicht bezahlen. M bestätigt, dass er für seine Gänsepastete Fleisch
des fraglichen Schlachthofs verarbeitet habe, er lehnt aber jegliche Verantwortung ab. Ob die
von ihm gelieferte Gänsepastete Salmonellenbefall aufweise, stehe in keiner Weise fest. Er
wolle weder neue Gänsepastete aus anderem Fleisch liefern noch die gelieferte zurückneh-
men.

M besteht auf Bezahlung der vollen 240 EUR. D bezahlt lediglich 200 EUR. Die Gänse-
pastete wolle sie weder verzehren noch bezahlen, da sie nicht ausschließen könne, dass diese
mit Salmonellen verseucht sei.

Da D’s Feier an einem Sonntag stattfindet, kann die Gänsepastete erst am nächsten Tag
lebensmitteltechnisch untersucht werden. Dabei stellt sich heraus, dass von den vier Schüsseln
mit Gänsepastete, die M an D geliefert hatte, lediglich eine mit Salmonellen befallen war,
während die anderen drei einwandfrei waren. Äußerlich war allerdings nicht erkennbar,
welche Teile der Pastete zum Verzehr geeignet waren.

Frage 2: Kann M von D die Bezahlung der restlichen 40 EUR verlangen?

& LÖSUNG

A. FRAGE 1

I. Anspruch des M gegen D auf Zahlung von 2.400 EUR gem. § 433 II BGB

1. Wirksamer Kaufvertrag zwischen M und D, § 433 BGB?
Ein wirksamer Kaufvertrag gem. § 433 BGB setzt eine Einigung zwischen M und D iSd
§§ 145, 147 BGB voraus, dh einen Antrag und eine Annahmeerklärung.

a) Antrag der D
D hat vorliegend aber keine eigene Willenserklärung abgegeben. Ein Vertragsschluss kommt
daher nur in Betracht, falls E eine Willenserklärung der D als Bote überbracht oder als
Stellvertreter gem. § 164 I BGB eine Willenserklärung für D abgegeben hat. Eine wirksame
Stellvertretung erfordert, dass E eine eigene Willenserklärung in fremdem Namen mit Ver-
tretungsmacht abgegeben hat.
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